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Aus der Regierung

Verordnung zum 
Schutz von Quellen
VADUZ Die Regierung hat die Verord-

nung zum Schutze der Quellfassun-

gen «Bleika» in der Gemeinde 

Triesenberg auf der Grundlage des 

Gewässerschutzgesetzes erlassen, 

hiess es gestern in einer Meldung 

des Presse- und Informationsamts.

Die Gemeinde Triesenberg hat in 

den vergangenen Jahren umfangrei-

che hydrogeologische Abklärungen 

durchgeführt, um die Schutzzonen 

für die von der öffentlichen Wasser-

versorgung Triesenberg genutzten 

Quellfassungen zu bestimmen. Ge-

stützt auf diese Fachgutachten wur-

de die Verordnung zum Schutze der 

Quellfassungen «Bleika» und der 

Umgrenzungsplan für die Schutzzo-

ne ausgearbeitet. In den Schutzzo-

nen sind bestimmte Handlungen 

eingeschränkt oder verboten.  (pafl)

Kommentar
Die Alternative ist 
also keineswegs 
Strafe oder Hilfe

D
er Name der Initiative «Hil-

fe statt Strafe» verwirrt 

nach wie vor. «Man kann 

nicht gescheit beraten un-

ter einer Strafandrohung», argu-

mentierte Helen Konzett-Bargetze 

im Radio-L-Gespräch am 27. März. 

Doch wird bei schwanger.li nicht 

«gescheit beraten»? Ausserdem ar-

gumentiert die Initiantin, der Staat 

könne bei der heutigen Regelung 

von den Problemen der Schwange-

ren nicht Kenntnis nehmen. Im 

Klartext: Erst wenn es legale Abtrei-

bungen gebe, merke er, dass es sie 

gibt, und erst dann könne er profes-

sionell helfen. Ist «der Staat» so 

blind? Und hilft er heute wirklich so 

wenig? 

Ein Symbol kann für 
einen Staat sehr wichtig sein
Weil in anderen Ländern nach der 

Liberalisierung ihres Abtreibungs-

rechts die Abtreibungsrate gesun-

ken ist, sei laut der Initiantin auch 

in Liechtenstein eine Fristenrege-

lung einzuführen. Doch nimmt man 

von den geschätzten 30 bis 50 Ab-

treibungen pro Jahr den Mittelwert 

und setzt ihn in Relation zu Bevöl-

kerungszahl oder Geburtenzahl, ist 

die Abtreibungsrate in Liechten-

stein im Vergleich zu den Nachbar-

ländern niedriger. Erklärbar ist dies 

dadurch, dass trotz einer strikten 

gesetzlichen Regelung professionel-

le, gut zugängliche Hilfestellungen 

für die Schwangeren verfügbar 

sind. 

Die Alternative ist also keineswegs 

Strafe oder Hilfe. Bestraft wurde ein 

Schwangerschaftsabbruch schon 

lange nicht mehr, und Hilfsangebote 

gibt es in jedem Fall. Die Frage ist 

vielmehr, ob der Staat auf ein de fac-

to symbolisches Gesetz verzichten 

will. Ein Symbol kann für einen 

Staat sehr wichtig sein. 

Dass die katholische Kirche den Mut 

hat, ihre Werte in der Gesellschaft 

auch dann einzubringen, wenn diese 

als unzeitgemäss bezeichnet wer-

den, ist – zeitgemäss. Auch wenn die 

Argumentation von Generalvikar 

Markus Walser auf manche provoka-

tiv wirkte: Die Zeiten, in dem sich je-

der dem Mainstream anpasste, sind 

zum Glück vorbei. Ausräumen muss 

die Kirche allerdings das Missver-

ständnis, sie rede über die Köpfe der 

betroffenen Frauen hinweg. Ihren 

Argumenten könnte sie dann am 

besten Nachdruck verschaffen, wenn 

sie selbst eine niederschwellige und 

attraktive Beratungsstelle für 

Schwangere eröffnen würde – natür-

lich mit Frauen als Beraterinnen.

cklein@volksblatt.li
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Post rutscht in die roten Zahlen
Jahresergebnis Die Liech-
tensteinische Post AG hat 
2010 erstmals einen Verlust 
von 594 000 Franken aus-
gewiesen. Die negative Ent-
wicklung des Eurokurses und 
hohe Investitionen waren 
dafür verantwortlich.

VON JAN MIARA

D
ie Liechtensteinische Post 

AG hat die anspruchs-

vollen Ziele im Geschäfts-

jahr 2010 erreicht, was sich 

auch in einem Umsatzwachstum 

zeigt. Der Betriebsertrag von 49,701 

Mio. Franken ist im Vergleich zum 

Vorjahr (48,747 Mio. Franken) um 

zwei Prozent gewachsen. Trotzdem 

wurde erstmals ein negatives Jahres-

ergebnis von 594 000 Franken aus-

gewiesen. Das Kerngeschäft hat sich 

vor allem bei den Briefen aus dem 

Ausland (–8 Prozent) und Inland (–2 

Prozent) negativ entwickelt. Bei den 

Paketen (+8 Prozent), in der Philate-

lie (+2 Prozent) und bei den neuen 

Dienstleistungen (+10 Prozent), ins-

besondere im Bereich Logistik und 

beim Verkauf von Drittartikeln, 

konnten die Vorjahreszahlen er-

höht werden. «Die Entwicklung der 

Briefpost ist, aufgrund von neuen 

Kommunikationsmitteln, seit zehn 

Jahren rückläufi g. Dieses Problem 

haben alle europäischen Postgesell-

schaften», sagt Verwaltungsratsprä-

sident Bruno Güntensperger. «Das 

müssen wir durch andere, neue 

Dienstleistungen kompensieren.»

Investitionen in Infrastruktur
Die grössten Auswirkungen auf das 

negative Jahresergebnis hatten ne-

ben der negativen Entwicklung des 

Eurokurses die hohen Investitionen 

in den vergangenen Jahren und die 

dadurch überdurchschnittlichen 

Abschreibungen. «Im vergangenen 

Jahr haben wir 

1,7 Mio. Franken 

investiert. Die 

Gelder f lossen 

vor allem in die 

I n f r a s t r u k t u r 

und Software 

der neuen Logis-

tikhalle in Schaan und in den Aus-

bau der e-business-Dienstleistun-

gen», erklärt der Vorsitzende der Ge-

schäftsleitung, Herbert Rüdisser, 

den Jahresverlust und fügt an: «In 

den vergangenen fünf Jahren haben 

wir insgesamt 16,4 Mio. Franken in-

vestiert. Davor waren es rund 

700 000 Franken pro Jahr.» Der 

Cashflow aus betrieblicher Tätigkeit 

ist mit rund 1,5 Mio. Franken deut-

lich unter dem Vorjahr (2,8 Mio. 

Franken) geblieben, der Geldfluss 

aus Geschäftstätigkeiten hingegen 

ist um 700 000 Franken höher als 

im Vorjahr. Die Investitionen wur-

den beinahe zu 100 Prozent mit dem 

betrieblichen Cashflow finanziert.

Die wichtigsten Meilensteine für die 

Post waren im vergangenen Jahr die 

Verlegung des 

Geschäftssitzes 

nach Schaan, die 

Entwicklung der 

Beteiligungsstra-

tegie in Zusam-

menarbeit mit 

der Regierung, 

der Bezug der neuen Logistikhalle 

und die Mitarbeit bei der Entwick-

lung des neuen Postmarktgesetzes. 

Im Rahmen der Vernehmlassung des 

neuen Postmarktgesetzes wurden 

die wesentlichen Aspekte seitens 

der Liechtensteinischen Post einge-

bracht, damit das neue Gesetz jenen 

unternehmerischen Spielraum ge-

währt, den sie braucht, um rasch auf 

die sich ständig verändernden Be-

dürfnisse der Gesellschaft und der 

Gesetzgebung reagieren zu können. 

Die Massnahmen zur Einhaltung der 

neuen Vorschriften in Bezug auf den 

nationalen und internationalen Zah-

lungsverkehr bildeten einen weite-

ren Schwerpunkt, damit ab Mai 2011 

der Zahlungsverkehr durch die Post 

gemäss den europäischen Richtlini-

en gesetzeskonform ausgeführt wer-

den kann.

Investition in Prozessberatung
Die Entwicklungen in der elektroni-

schen Kommunikation bedeuten für 

die Liechtensteinische Post AG eine 

Chance, den Kunden sowohl physi-

sche als auch elektronische postali-

sche Dienstleistungen anzubieten. 

Zu diesem Zweck hat sich zu Beginn 

dieses Jahres die Post mit 75 Prozent 

an der Firma DIG in Linz beteiligt. 

Die DIG ist im Bereich Prozessbera-

tung tätig und betreibt eine Platt-

form für die Abwicklung von elek-

tronischen Bestellungen und elektro-

nischen Rechnungen. Sie ist vor al-

lem in Österreich und in Deutsch-

land tätig und betreut insgesamt 

rund 300 namhafte Kunden und hat 

in Österreich einen Marktanteil von 

30 Prozent, die von der Vereinfa-

chung und Beschleunigung von Be-

stell-, Rechnungs- und Genehmi-

gungsprozessen profitieren.

Mussten trotz eines Umsatzwachstums erstmals ein negatives Jahresergebnis präsentieren, von links: Michael Aggeler (Mitglied der Geschäftsleitung), Stefan Schwendimann (Stv. 
Vorsitzender der Geschäftsleitung), Bruno Güntensperger (Verwaltungsratspräsident) und Herbert Rüdisser (Vorsitzender der Geschäftsleitung). (Foto: Michael Zanghellini)

AUFTEILUNG BETRIEBSERTRAG 2010

 Mio. CHF Anteil in Prozent Vorjahr
Briefpost 17,7 36 % –2 %
Paketpost 7,8 16 % +8 %
Post International 5,8 12 % –8 %
PostFinance 2,1 4 % 0 %
Philatelie Liechtenstein 5,7 11 % +2 %
Andere Dienstleistungen 10,6 21 % +10 %
Total 49,7 100 %

«Die Entwicklung
der Briefpost ist seit

zehn Jahren rückläufi g.»
BRUNO GÜNTENSPERGER

VERWALTUNGSRATSPRÄSIDENT POST AG

Liechtenstein-Institut

Wilfried Marxer neuer Direktor
BENDERN Der Ausbau der Öffentlich-

keitsarbeit mit der dazugehörigen 

Website und der Newsletter, die ge-

zielte Nachwuchsförderung, Quali-

tätssicherung und eine erhöhte In-

terdisziplinarität sowie engere Ko-

operationen mit in- und ausländi-

schen Forschungseinrichtungen, 

sind zentrale Punkte im Arbeitspro-

gramm des neuen Direktors des 

Liechtenstein-Instituts, Wilfried Mar-

xer. «Die Neupositionierung in For-

schung und Lehre ist eine dauernde 

Aufgabe», so Marxer, der auch den 

Fachbereich Politikwissenschaft 

führt. Neue Perspektiven und 

Schwerpunkte in diesen Bereichen 

werden,  basierend auf den Ergeb-

nissen eines internen Workshops, 

der Ende Jänner durchgeführt wur-

de, definiert. Dazu sind auch zahl-

reiche Stellenneubesetzungen infol-

ge von Pensionierungen, Beendi-

gung diverser Forschungsaufgaben 

und Vakanzen vorzunehmen, um 

«die Fachbereiche auf Kurs zu brin-

gen». Eine besondere Vision Mar-

xers ist die Verwirklichung von For-

schungsangeboten für Postdocs, 

welche die in Doktorarbeiten an aus-

ländischen Universitäten gewonne-

nen Erkenntnisse auf den spezifi-

schen Fall Liechtenstein anwenden 

könnten.

Per ersten April obliegt Marxer die 

operative Leitung des Instituts für 

zwei Jahre, bestellt durch den Wis-

senschaftlichen Rat und Vorstand 

des Liechtenstein-Instituts. Im Rah-

men der Neuorganisation wird das 

Amt des Direktors im Rotationsver-

fahren zwischen den Leitern der 

vier Fachbereiche (Politik, Recht, 

Geschichte, Wirtschaft) wechseln. 

Guido Meier, Präsident des Vor-

stands des Liechtenstein-Instituts, 

betonte die hervorragende Eignung 

von Marxer für diese Position: «Er 

kennt das Land und ist selbst am In-

stitut in der Forschung tätig. Mit Wil-

fried Marxer geht es in eine organi-

satorisch gute Zukunft.» Als Leiter 

des Fachbereichs Politikwissen-

schaft wird Marxer im kommenden 

Mai durch die vierteilige Vortrags-

reiche «Kleinstaat Liechtenstein – 

Zwischen regionaler Kooperation 

und europäischer Integration» füh-

ren. Zwei zu diesem Forschungspro-

jekt gehörende Arbeitspapiere zum 

Thema Europäisierung der liechten-

steinischen Rechtsordnung und der 

Landtagsarbeit, verfasst von Christi-

an Frommelt, Doktorand und wis-

senschaftlicher Mitarbeiter, stehen 

ab sofort auf der Webseite des Liech-

tenstein-Instituts (www.liechten-

stein-institut.li) zum Download zur 

Verfügung. Das Forschungsprojekt 

befasst sich mit dem Einfluss der 

EWR-Mitgliedschaft auf das politi-

sche System Liechtensteins. Der ak-

tuelle Stand der Forschung zeigt, 

dass 41,2 Prozent der Landesgesetz-

blätter aus dem Zeitraum zwischen 

2001 und 2009 einem starken EU-

Impuls folgen. Vor diesem Hinter-

grund bestätigten die Forschungser-

gebnisse auch die These einer Stär-

kung der Exekutive und das Phäno-

men der Entparlamentisierung im 

Zuge der Europäisierung. (nk)
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«Die Neupositionierung 
der Forschung ist 

dauernde Aufgabe.»
WILFRIED MARXER

DIREKTOR LIECHTENSTEIN-INSTITUT 

Wilfried Marxer vom Liechtenstein-Institut.


